
2. Er führt die Arbeit des Staatsapparates, im be­
sonderen des Ministerrats und der Ministerien im Sinne 
der breiten Durchsetzung des Prinzips des demokrati­
schen Zentralismus auf eine höhere Stufe. Das drückt 
sich vor allem in Maßnahmen zur allseitigen Koordi­
nierung und Kontrolle der Durchführung der Beschlüsse 
aus. Hierbei stehen keineswegs die Fragen der Struktur 
im Vordergrund. Die Durchsetzung des Politbürobe­
schlusses ist vielmehr in erster Linie eine ideologische 
Frage, deren Lösung durch die Strukturveränderung 
unterstützt wird. Die Weiterentwicklung des demokra­
tischen Zentralismus widerspiegelt sich auch in Maß­
nahmen zur Sicherung einer straffen Leitung, in klaren 
Weisungsbefugnissen sowie in der Forderung nach einer 
straffen Staatsdisziplin, die mit der ständig weiteren 
Einbeziehung der Werktätigen verbunden ist; sie zeigt 
sich schließlich in Maßnahmen zur Vereinfachung und 
Verbesserung des Berichts- und Meldewesens sowie zur 
Sicherung einer wissenschaftlichen Arbeit auf dem Ge­
biet der Statistik, durch die als eine der Grundlagen 
qualifizierter Leitungstätigkeit die ständige Orientie­
rung der leitenden Organe über die Vorgänge im Kreis, 
Bezirk und der Republik verbessert werden soll.

3. Der Beschluß verlangt die beschleunigte Heran­
bildung leitender Kader und das Entfachen einer 
Atmosphäre des Lernens und betont dadurch, daß jede 
Frage unserer Arbeit zugleich eine Kaderfrage ist.

Dieser Beschluß wurde auch notwendig, weil allein 
auf Grund der bisherigen Maßnahmen eine volle Durch­
setzung der Gesetze über die örtlichen Organe der 
Staatsmacht vom 17. Januar 1957 und über die Ver­
vollkommnung und Vereinfachung der Arbeit des 
Staatsapparats vom 11. Februar 1958 noch nicht erreicht 
war. Im besonderen waren innerhalb des zentralen 
Staatsapparates die komplexe Leitung und die Über­
windung einer ressortmäßigen Arbeitsweise nicht ge­
sichert.

Mit der Berufung eines Stellvertreters des Vorsitzen­
den des Ministerrats, dem die Aufgabe der allseitigen 
Koordinierung und Kontrolle der Durchführung der 
Beschlüsse des ZK und des Ministerrats im Staats­
apparat übertragen ist, sind die Voraussetzungen für 
die Ausmerzung aller bisher noch fehlerhaften Arbeits­
weisen gegeben, ohne daß mit diesen Maßnahmen etwa 
die Verantwortung der einzelnen Minister aufgehoben 
wäre. In diesem Zusammenhang sei hervorgehoben, 
daß die Unteilbarkeit und Unabwälzbarkeit der Ver­
antwortung sich wie ein roter Faden durch den Beschluß 
vom 12. Juli und alle im besonderen auch auf dem
9. Plenum dazu gegebenen Erläuterungen zieht und 
jeden Staatsfunktionär in seinem Arbeitsbereich betrifft.

Die zentralen Justizorgane versprechen sich von der 
Einrichtung des Sekretariats des Ministerrats, das we­
sentliche Kontrollfunktionen, im besonderen die des 
bisherigen Staatssekretariats für die Anleitung der ört­
lichen Räte in sich vereint und die Aufgabe der Koor­
dinierung der gesamten Arbeit des Staatsapparats hat, 
eine große Unterstützung in der Richtung, daß sich 
auch zwischen ihnen und den anderen Ministerien und 
zentralen Institutionen eine noch engere Zusammen­
arbeit entwickeln wird.

Bei der Einschätzung ihrer Arbeit haben die zentralen 
Justizorgane schon des öfteren festgestellt, daß sie in 
Verwirklichung des Prinzips des demokratischen Zen­
tralismus von den Staatsanwälten und Gerichten in den 
Kreisen und Bezirken — zu Recht — verlangen, mit der 
„Sonderstellung“ der Justizorgane nicht nur in der 
Theorie zu brechen, sonderen sie auch in der praktischen 
Arbeit zu beseitigen und eine komplexe Arbeitsweise 
in Zusammenwirken mit den örtlichen Volksvertretun­
gen, ihren Kommissionen und Aktivs sowie den Räten 
und deren Fachabteilungen zu entwickeln. Den zentralen 
Justizorganen war es im Laufe der letzten Jahre zwar 
gelungen, mit dem Ministerium des Innern und dem 
Staatssekretär für die Anleitung der örtlichen Räte zu 
einer ständigen Festigung der Zusammenarbeit zu 
kommen. Sie haben auch bereits von Fall zu Fall mit 
anderen Fachministerien — dem Ministerium für Land­
wirtschaft, für Handel und Versorgung, für Bauwesen, 
für Volksbildung — einzelne Kontakte hergestellt, Be­
ratungen, Untersuchungen usw. geführt. Bisher bestand 
jedoch noch kein solches komplexes Zusammenwirken,

das die zentralen Justizorgane und die mit deren spezi­
fischer Arbeitsweise erzielten Ergebnisse ständig und 
geplant in die Lösung der Aufgaben der anderen zen­
tralen Staatsorgane einbezieht. Das gilt auch für die 
Beteiligung an Brigaden und Arbeitsgruppen, die be­
stimmte fachliche und territoriale Schwerpunkte unter­
suchen. Das auf Grund des Politbürobeschlusses 
geschaffene Sekretariat des Minsterrats wird, ausgehend 
von den Erfahrungen, die das Staatssekretariat für die 
Anleitung der örtlichen Räte in der Zusammenarbeit 
mit den Justizorganen bereits gesammelt hat, bei der 
Organisierung einer komplexen Arbeitsweise der zen­
tralen Staatsorgane sicher auch die Weiterentwicklung 
der Zusammenarbeit mit den Justizorganen im Auge 
haben.

Die Oberste Staatsanwaltschaft und das Ministerium 
der Justiz haben neben der Anleitung zum organisier­
ten Studium der Materialien des 9. Plenums den Staats­
anwälten, Justizverwaltungsstellen und Gerichten be­
reits eine erste Information und Anleitung zur 
sofortigen Überprüfung ihrer Arbeit und ihrer Arbeits­
weise entsprechend dem Ministerratsbeschluß vom 
18. August gegeben. Die Bezirksorgane haben in Semi­
naren bereits mit der Umsetzung der Beschlüsse und 
der dazu ergangenen Anleitung innerhalb ihrer Bezirke 
und Kreise begonnen.

In einem dreitägigen Seminar, das die drei zentralen 
Justizorgane mit den Bezirksstaatsanwälten, den Leitern 
der Justizverwaltungsstellen, den Bezirksgerichtsdirek­
toren und den Parteisekretären dieser Dienststellen 
durchführten, wurde, gestützt auf einleitende Lektionen 
des Ministers der Justiz, seines Stellvertreters, des 
amtierenden Generalstaatsanwalts und des Vizepräsi­
denten des Obersten Gerichts die Aneignung des Polit­
bürobeschlusses weitergeführt5. Alle Lektionen waren 
konsequent auf den entsprechenden Partei- und staat­
lichen Beschlüssen aufgebaut. Dabei ging es vor allem 
um das „Wie“ der Arbeit. Als Gäste nahmen ein Ver­
treter des Ministeriums des Innern, der Deutschen 
Volkspolizei sowie ein Mitarbeiter der Sektion Straf­
recht des Prorektorats für Forschung der Deutschen 
Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter 
Ulbricht“ teil.

Die zentralen Justizorgane haben mit dieser Veran­
staltung ein unmittelbar praktisches Beispiel dafür 
gegeben, wie sie um die Überwindung des „Nebenein­
ander“ in ihren eigenen Reihen kämpfen und immer 
stärker die politisch-ideologische Einheit ihrer Arbeit 
und die entsprechende Anleitung der nachgeordneten 
Organe erreichen. Sie gaben dadurch den Justizfunk­
tionären in den Bezirken und Kreisen unmittelbaren 
Anschauungsunterricht für die Zusammenarbeit. Die 
Ergebnisse dieser Beratungen werden unter Berück­
sichtigung der bereits geleisteten Arbeiten zu gemein­
samen Schlußfolgerungen für die Arbeit der Justiz­
organe zusammengefaßt werden. Gleichzeitig wurden 
die Bezirksfunktionäre im Sinne des Politbürobeschlus­
ses vom 12. Juli darauf hingewiesen, daß sie nicht auf 
die noch zu formulierenden Schlußfolgerungen warten 
dürfen, sondern sofort die erarbeiteten Ergebnisse in 
die Praxis umzusetzen haben.

Welche Feststellungen konnten getroffen und welche 
Fragen geklärt werden? Ohne schon jetzt die ganze 
Fülle der aufgeworfenen Fragen, gefundenen Ant­
worten, guten Beispiele und offenen Kritiken zusam­
menzufassen, sollen einige Punkte hervorgehoben 
werden.

Die kritischen Feststellungen an der Arbeit des 
Staatsapparates, die zum Politbürobeschluß vom 12. Juli 
führten, wurden in vollem Umfang auch für die Arbeit 
der Justizorgane als zutreffend bestätigt. Manche der 
Bezirksfunktionäre äußerten sich dahin, daß es ihnen * 1 2 3 4

5 Die Thesen der Lektionen und Seminare waren:
1. Die Bedeutung des Beschlusses des Politbüros vom 

12. Juli und seine Anwendung in den zentralen Justiz­
organen.

2. Die Bedeutung des Beschlusses des Politbüros vom 
12. Juli für die Arbeit der Bezirke und Kreise.

3. Die Funktion des Obersten Gerichts bei der Leitung 
der Arbeit der Justizorgane.

4. Der Beschluß des Politbüros vom 12. Juli in seiner An­
wendung auf die Kaderarbeit.
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